
39 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen des Nationalrates XIX. GP 

Ausgedruckt am 16. U. 1994 

Regierungsvorlage 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Russischen Föderation über den 
Handel und die wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Die Republik Österreich und die Russische Föderation, im folgenden "Vertragsparteien" genannt, 
sind 

- vom Wunsche geleitet, die langjährigen und traditionellen Außenwirtschafts beziehungen fort
zusetzen, zu vertiefen und auszuweiten, 

- im Bestreben, die Wirtschaftsbeziehungen, den Warenaustausch und die wirtschaftliche, indu
strielle, technische und technologische Zusammenarbeit auf der Grundlage der Gleichberech
tigung und des gegenseitigen Vorteils zu fördern, 

- in der Überzeugung, daß das vorliegende Abkommen günstige Voraussetzungen zur Weiter
entwicklung der bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen schafft, 

- ausgehend von marktwirtschaftlichen Grundsätzen, 
- unter Berücksichtigung der Grundsätze und Regeln des Allgemeinen Zoll- und Handelsab-

kommens (GATT), 
- im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften, 

wie folgt übereingekommen: 

Artikell 

(1) Die Republik Österreich und die Russische Föderation gewähren einander die Meistbegünsti
gung im Umfang von Art. I und V des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATI). 

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein, daß die Meistbegünstigung sich nicht auf Zugeständ
nisse oder Vorteile bezieht, die eine der Vertragsparteien gewährt oder gewähren wird: 

a) Nachbarstaaten zur Erleichterung des Grenzverkehrs, 
b) Staaten, die mit ihr einer Zollunion oder einer Zone des freien Handels angehören, die bereits 

besteht oder in Zukunft geschaffen wird, 
c) Mitgliedstaaten der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten oder den Staaten der ehemaligen 

Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, 
d) Entwicklungsländern auf Grundlage internationaler Abmachungen. 

Artikel 2 

Die Vertragsparteien werden sich im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten nicht nur um die 
Fortsetzung der traditionellen gegenseitigen Warenlieferungen, darunter auch russischer Energieträ
ger nach Österreich, sondern auch um die Erweiterung der Warenvielfalt bemühen. 

Artikel 3 

Der Zahlungsverkehr zwischen den Vertragsparteien erfolgt in Übereinstimmung mit den im 
jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften in frei konvertierbarer Währung. 

Artikel 4 

Die Vertragsparteien werden im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften die 
Entwicklung der Außenwirtschaftsbeziehungen zwischen den Unternehmen, Organisationen, Gesell
schaften und Institutionen, im folgenden "Unternehmen" genannt, beider Staaten fördern. 
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2 39 der Beilagen 

ArtikelS 

Unter Bedachtnahme auf die langjährigen Außenwirtschaftsbeziehungen und den Stand der wirt
schaftlichen, industriellen, technischen und technologischen Zusammenarbeit stimmen die Vertrags
parteien überein, daß günstige Möglichkeiten für eine langfristige Zusammenarbeit insbesondere in 
folgenden Bereichen gegeben sind: 

- Land- und Forstwirtschaft, Agrar- und Forsttechnik, 
- Lebensmittelindustrie: Verbesserung der Verarbeitung, Lagerung, Verpackung und Transport 

landwirtschaftlicher Produkte, 
- Leichtindustrie einschließlich Produktion qualitativ hochwertiger und konkurrenzfähiger Tex-

til-, Bekleidungs-, Schuh- und Lederwaren" 
- Energiewesen einschließlich Zusammenarbeit auf Drittmärkten, 
- Gesundheitswesen, Medizintechnik, medizinische und pharmazeutische Industrie, 
- chemische und petrochemische Industrie, 
- holzverarbeitende, Papier- und Zellstoffindustrie, 
- elektrische Geräte und Haushaltstechnik, 
- elektronische und elektrotechnische Industrie, 
- Metallurgie einschließlich Buntmetallurgie und metallbearbeitende Industrie, 
- Industrieanlagen, 
-:- Umwelt-, Natur-, Landschafts- und Bodenschutz einschließlich Produktion und Anwendung 

biologischer Pflanzenschutzmittel, 
- Aufsuchung, Gewinnung, Aufbereitung, Veredelung und Weiterverarbeitung sowie Vermark

tung von mineralischen Rohstoffen und Bergbauprodukten, 
- Ausbau und Revitalisierung des Kraftwerksparks sowie des Hochspannungsleitungsnetzes und 

der Leitungsnetze für Erdgas und Erdöl, 
- Bauwesen: Herstellung von Baumaterialien und Ausrüstungen, 
- Zertifizierungs- und Prüfungswesen. 

Diese Zusammenarbeit könnte in folgenden Formen verwirklicht werden: 
- Gründung von Gemeinschaftsunternehmen, 
- Errichtung von Firmenvertretungen und -niederlassungen, 
- Direktinvestitionen und Unternehmensbeteiligungen, 
- Technologie- und Know-how-Transfer, angewandte Forschung, 
- Austausch von Patenten und Lizenzen; Muster- und Markenschutz, 
- Harmonisierung von Normen und technischen Vorschriften, 
- Revitalisierung, Modernisierung, Ausbau, Automation bestehender Anlagen und Industrien, 

Rüstungskonversion, 
- finanzielle und Bankdienstleistungen, Marketing, Consulting und sonstige Dienstleistungen, 
- Erstellung von Feasibility-Studien, . 
- Organisation und Durchführung von gemeinsamen Seminaren, Symposien und Konferenzen, 

Austausch von Delegationen und Experten im Wirtschaftsbereich, 
- Austausch von juristischen, wirtschaftlichen, statistischen und technischen Informationen, 

Dokumentationen und Publikationen. 

Artikel 6 

Die Vertragsparteien unterstreichen das besondere Interesse an der Zusammenarbeit im Rahmen 
der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften in Bereichen wie Aufsuchung, Gewinnung, Ver
arbeitung, Transport, Marketing und rationeller Nutzung von Erdöl, Erdgas und sonstigen Grundroh
stoffen im Hinblick auf deren besondere Bedeutung für die Entwicklung beider Volkswirtschaften. 

Artikel 7 

Die Vertragsparteien werden der Zusammenarbeit bei der Entwicklung ökologisch vertretbarer 
Infrastruktursysteme in folgenden Bereichen höchstes Interesse widmen: 

- Energie, 
- Straßennetze, 
- Eisenbahnnetze, 
- Fluß- und Seeschiffahrt, 
- Luftfahrt, 
- Telekommunikation, 
- Abfallwirtschaft, 
- Bodenverbesserung und Wasserwirtschaft~ 
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ArtikelS 

In allen Bereichen der Zusammenarbeit werden die Projekte nach dem neuesten Stand der Tech
nik verwirklicht. 

Artikel 9 

Die Vertragsparteien stimmen überein, daß der Tourismus zur Vertiefung der bilateralen Außen
wirtschaftsbeziehungen wesentlich beitragen kann. 

(1) Die Vertragsparteien werden im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften 
und auf Grundlage ihrer gemeinsamen internationalen Verpflichtungen den Tourismus fördern. 

(2) Die Zusammenarbeit bei Tourismusprojekten sowie beim Ausbau der entsprechenden Infra
struktur soll nach den Grundsätzen des Umweltschutzes erfolgen und auf Qualität im Tourismus 
Bedacht nehmen. 

Artikel 10 

Die Vertragsparteien werden den Schutz des gewerblichen Eigentums und dessen Durchsetzung 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten und der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften und insbe
sondere auf Grundlage der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums för
dern sowie Maßnahmen zur Entwicklung und zum Ausbau der Zusammenarbeit vereinbaren. 

Artikel 11 

Jede Vertragspartei wird im Rahmen ihrer Möglichkeiten und der im jeweiligen Staat geltenden 
Rechtsvorschriften die Aus- und Weiterbildung von Fachleuten und Managern der anderen Vertrags
partei vor allem auf dem Gebiete des Außenhandels, der Wirtschaftsverwaltung, des Tourismus, des 
gewerblichen Rechtsschutzes, des Bank-, Finanz- und Versicherungswesens fördern. 

Artikel U 

(1) Falls keine andere Vereinbarung getroffen wird, wird die wirtschaftliche, industrielle, techni
sche und technologische Zusammenarbeit zwischen den Unternehmen im Rahmen dieses Abkom
mens auf kommerzieller Grundlage durchgeführt. 

(2) Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften können die Unternehmen 
beider Vertragsparteien zur Erhöhung des Handelsvolumens und zur Erweiterung der Warenvielfalt 
Handel in jeder beliebigen Form entsprechend den internationalen Handelsgebräuchen, darunter 
auch in Form von Gegengeschäften, treiben; die Zahlungen können dabei in nationalen Währungen 
erfolgen. 

(3) Der Handel zwischen den Unternehmen beider Staaten erfolgt zu marktgerechten Preisen. 

Artikel 13 

(1) Die Vertragsparteien nehmen Konsultationen auf, sobald eine Ware im Handel zwischen den 
Vertragsparteien in solchen Mengen oder zu solchen Preisen oder unter solchen Bedingungen einge
führt wird, daß den inländischen Herstellern gleichartiger oder unmittelbar konkurrierender Waren 
eine schwerwiegende Schädigung verursacht wird oder verursacht zu werden droht. 

In diesem Fall stellt jene Vertragspartei, die die Konsultationen beantragt hat, der anderen Ver
tragspartei im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften alle für die Prüfung des 
Sachverhalts erforderlichen Informationen zur Verfügung. 

(2) Stellen die Vertragsparteien in diesen Konsultationen einvernehmlich fest, daß eine im Abs. 1 
genannte Situation besteht, so werden die Einfuhren beschränkt oder andere Maßnahmen getroffen, 
um eine Schädigung zu verhüten oder zu beseitigen. 

(3) Erzielen die Vertragsparteien keine Einigung, so steht es der Vertragspartei, welche die Kon
sultationen beantragt hat, frei, die Einfuhren der betreffenden Waren soweit und so lange zu beschrän
ken, wie dies zur Verhütung oder Beseitigung der Schädigung erforderlich ist. Der anderen Vertrags
partei steht es dann frei, von ihren Verpflichtungen gegenüber der ersten Vertragspartei für ein im 
wesentlichen gleichwertiges Handelsvolumen abzuweichen. 

(4) In Fällen besonderer Dringlichkeit, in denen ein Aufschub einen schwerwiegenden Schaden 
verursachen würde, können vorläufige Maßnahmen ohne vorherige Konsultationen getroffen wer
den. In diesem Fall setzt jene Vertragspartei, die die vorläufigen Maßnahmen ergriffen hat, die andere 
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4 39 der Beilagen 

Vertragspartei davon unverzüglich und schriftlich in Kenntnis. Danach sind sofort Konsultationen auf
zunehmen. 

(5) Bei der Auswahl von Maßnahmen nach diesem Artikel bevorzugen die Vertragsparteien Maß
nahmen, die das Weiterfunktionieren dieses Abkommens am wenigsten beeinträchtigen. 

Artikel 14 

Unter Berücksichtigung der Bedeutung, die sowohl der Finanzierung als auch der Gewährung von 
Krediten für·die Entwicklung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen den Vertragsparteien zukommt, 
werden die Vertragsparteien bemüht sein, im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvor
schriften Finanzierungen und Kredite zu günstigen Bedingungen bereitzustellen. 

Artikel 15 

Jede Vertragspartei wird im Rahmen der im jeweiligen Staat geitenden Rechtsvorschriften und im 
Sinn und Umfang von Artikel V des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATI) gewährlei
sten: 

- den Transit von Waren der anderen Vertragspartei; 
- den Transit von Waren für die andere Vertragspartei. 

Artikel 16 

(1) Die Vertragsparteien erkennen die Nützlichkeit und Notwendigkeit einer stärkeren Beteili
gung kleiner und mittlerer Unternehmen an den bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen an. 

(2) Die Vertragsparteien kommen überein, daß die Republik Österreich der Russischen Födera
tion Know-how auf dem Gebiet der Finanzierungsformen von Klein- und Mittelbetrieben zur Verfü
gung stellen wird. 

Artikel 17 

Die Interessen der Republik Österreich in der Russischen Föderation im Bereich des Außenhan
dels und in den anderen Außenwirtschaftsangelegenheiten nimmt die Handelsabteilung der Botschaft 
der Republik Österreich in Moskau wahr. 

Die Interessen der Russischen Föderation in der Republik Österreich im Bereich des Außenhan
dels und in den anderen Außenwirtschaftsangelegenheiten nimmt die Handelsvertretung der Russi
schen Föderation, die ein Bestandteil der Botschaft der Russischen Föderation in Wien ist und im 
Namen der Regierung ihres Staates handelt, wahr. 

Als Bestandteil der jeweiligen Botschaft genießt die Handelsabteilung bzw. die Handelsvertre
tung, ihre Leiter, Mitglieder und Räumlichkeiten die im Wiener Übereinkommen über diplomatische 
Beziehungen vom 18. April 1961 vorgesehenen völkerrechtlichen Privilegien und Immunitäten. 

Artikel 18 

(1) Die Vertragsparteien empfehlen den Unternehmen die Beilegung von Streitigkeiten, die ins
besondere aus zwischen ihnen geschlossenen kommerziellen Verträgen sowie aus der Gründung und 
Geschäftstätigkeit von Gemeinschaftsunternehmen entstanden sind, vor allem auf freundschaftlichem 
Weg. 

(2) Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften empfehlen die Vertragspar
teien die Anwendung der von der Kommission der Vereinten Nationen für internationales Handels
recht (UNCITRAL) ausgearbeiteten Schiedsregeln und die Einschaltung eines Schiedsgerichts eines 
Unterzeichnerstaates des am 10. Juni 1958 in New York geschlossenen Übereinkommens über die 
Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche. 

Artikel 19 

(1) Die Vertragsparteien gründen die "Österreichisch-Russische Gemischte Kommission für den 
Handel und die wirtschaftliche Zusammenarbeit", die auf Vorschlag einer der beiden Vertragspartei
en abwechselnd nach Österreich oder in die Russische Föderation einberufen wird. Diese Kommission 
soll nach Möglichkeit einmal jährlich zusammentreten. 

(2) Zu den Aufgaben dieser Kommission gehören insbesondere: 
a) Erörterung des Standes und der Entwicklung des Handels und der wirtschaftlichen Zusammen

arbeit, 
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b) Ausarbeitung von V Co {schlägen zur Verbesserung und Intensivierung des Warenaustausches 
und der wirtschaftlichen Zusammenarbeit, 

c) Unterbreitung von Empfehlungen zur Verwirklichung der Zielsetzungen dieses Abkommens. 

Artikel 20 

Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien über die Anwendung oder Auslegung 
des vorliegenden Abkommens sollen durch Verhandlungen im Rahmen der im Art. 19 genannten 
Kommission beigelegt werden. 

Artikel 21 

Die Vertragsparteien stimmen überein, daß auf Grundlage des vorliegenden Abkommens ein
zelne Bereiche der Außenwirtschaftsbeziehungen durch eigene Abkommen zur Ausweitung des Han
dels und der wirtschaftlichen Zusammenarbeit geregelt werden können. 

Artikel 22 

(1) Mit Rechtswirksamkeit der Teilnahme einer Vertragspartei oder beider Vertragsparteien am 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) oder des Beitrittes zu den Europäischen Gemeinschaften (EG) 
oder einer dieser nachfolgenden Organisation sind die Vertragsparteien durch dieses Abkommen inso
fern nicht gebunden, als dies mit dem sich dadurch ergebenden Rechtsbestand unvereinbar ist. 

(2) In diesem Fall nehmen die Vertragsparteien rechtzeitig Konsultationen auf, um den erreichten 
Stand des Handels und der wirtschaftlichen Zusammenarbeit im größtmöglichen Ausmaß zu gewähr
leisten und werden gemeinsam die weitergeltenden Bestimmungen des vorliegenden Abkommens fest
stellen. 

Artikel 23 

Mit Inkraftreten des vorliegenden Abkommens ersetzen die Bestimmungen des vorliegenden 
Abkommens in den Handels- und Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Republik Österreich und 
der Russischen Föderation die Bestimmungen jener im Notenwechsel über die vertraglichen Beziehun
gen zwischen Österreich und der Russischen Föderation vom 15. Juni 1993 angeführten Verträge und 
Abkommen, die dieselben und gleichartige Fragen regeln. Diese Verträge und Abkommen sind im 
Anhang des vorliegenden Abkommens angeführt. 

Artikel 24 

Die während der Geltungsdauer des vorliegenden Abkommens von den Unternehmen beider 
Staaten übernommenen Rechtsverbindlichkeiten bleiben vom Ablauf des vorliegenden Abkommens 
unberührt. 

Artikel 25 

(1) Das vorliegende Abkommen bedarf der Ratifikation und tritt am ersten Tag des dritten 
Monats, der dem Monat folgt, in dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht wurden, in Kraft. 

(2) Das vorliegende Abkommen wird für die Dauer von drei Jahren abgeschlossen und verlängert 
sich jeweils um ein weiteres Jahr, wenn es nicht drei Monate vor Ablauf seiner Gültigkeit von einer der 
beiden Vertragsparteien schriftlich auf diplomatischem Wege gekündigt wird. 

Geschehen zu Wien, am 8. November 1993, in zwei Urschriften, jeweils in deutscher und russischer 
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise authentisch sind. 

Für die Republik Österreich: 

Wolfgang Schüssel 

Für die russische Föderation 

Oleg V. Davidov 
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ANHANG 

zum 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Russischen Föderation über den Handel und 
die wirtschaftliche Zusammenarbeit 

1. Vertrag über Handel und Schiffahrt zwischen der Republik Österreich und der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken samt Beilage betreffend die Rechtsstellung der Handels
vertretung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken in der Republik Österreich vom 
17. Oktober 1955; 

2. Abkommen über die wirtschaftlich-wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit zwischen der 
Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Union der Sozialistischen Sowjet
republiken vom 24. Mai 1968; 

3. Abkommen über die Entwicklung der wirtschaftlichen, wissenschaftlich-technischen und 
industriellen Zusammenarbeit zwischen der Republik Österreich und der Union der Sozia
listischen Sowjetrepubliken vom 1. Februar1973 
und 
Protokoll über die Verlängerung der Gültigkeitsdauer dieses Abkommens bis 31. Dezember 
1995 vom 4. Oktober 1985 

4. Langfristiges Abkommen über den Waren- und Zahlungsverkehr zwischen der Republik 
Österreich und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken vom 30. Mai 1975 
und 
Protokoll über die Verlängerung der Gültigkeitsdauer dieses Abkommens bis 31. Dezember 
1995 vom 4. Oktober 1985; 

5. Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie der Republik 
Österreich und dem Staatlichen Komitee der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken für 
Erfindungen und Entdeckungen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des gewerblichen 
Eigentums vom 25. Oktober 1980; 

6. Langfristiges Programm über die Entwicklung und Vertiefung der wirtschaftlichen, wissen
schaftlich-technischen und industriellen Zusammenarbeit zwischen der Republik Österreich 
und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken vom 19. Jänner 1981 
und 
Protokoll über die Erweiterung und Verlängerung der Gültigkeitsdauer dieses Programmes bis 
31. Dezember 1995 vom 4. Oktober 1985; 

7. Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken über den Rechtsschutz gewerblichen Eigentums vom 
10. April 1981; 

8. Abkommen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Fremdenverkehrs zwischen der 
Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Union der Sozialistischen Sowjet
republiken vom 9. Juli 1987. 
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cor JIAIIIEIDlli 
Me~y Pecrryo~Ko~ ABCTPRff ß POCCßMCKO~ ~~epauße~ 0 

Topro~e ß 3ROHOMH~eCROM COTpY~Hß~eCTBe 

PecrryOJmRa ABCTPRH li POCCli~CRaR Qe~ep8W1H, ßMeHyeMhIe B 

~anoHefiilleM norOBapHB~ßeCff CTOPOHH, 

7 

PYKOBO~CTBYHCb ~e~aHEeM rrpo~o~aTb ~o~rO~eTHße TpanHUßOHHHe 
BHelliHe8ROHOMli~eCRlie CBffSß, a TaRme yr~yOAffTb ß paCillHPffTb ßX, 

CTpewrCb co~eHCTBOBaTb 8ROHOMß~eCRßM CBffSHM, TOBapoOOMeHy :a 
8ROHONrn~eCROlVIY, rrporoJlHIILJIeHHOMY, TeXHß~eCROMY COTpy.n:Hli~eCTBY, a TaR
~e COTpY.IJ:Hß~eCTBY B oo~aCTß TeXHo~orMH Ha OCHOBe paBeHCTBa ß B3a
ßMHOH BbIrO~H, 

Oy:I(YCm yCSeJK,1l9HHHMR, ~TO HaCTO.HIIlge Cor~ameHße C03,IJ;aCT CS~aro

rrpliHTHHe rrpe.D:rrOCH~Rli ~~ .D:anDHef@ero paSBHTRH ~BYCTOPOHHßX BH9illHe-
8ROHONrn~eCKMX CBffse~, 

ßCXO~ ßS rrpßHQHrrOB PHHO~HOH 8ROHOMMRli, 
rrpßHliIMaH BO BHliMaIDle rrprurrUHrn ß rrpaBliI~a reHepaJ.I:OHOrO CorJIa

rneHEH rro TapßWaM li Toproane /rATT/, 
B PaMRax 3aKOHO.D:aTe~CTBa, ~eHCTByromero B R~OM R3 rocy

~apCTB, 

~orOBopM~HCbO ~e~e.D:Y~eM. 

CTaTbH I 

I. PecrryCS.mma ABCTPRH li POCCRt!CRaA: oo~ep8URff rrp8.D:OCTaB-
~IDT ~pyr .n:pyry peXHM HaHCSO~mero CSJIarorrpRRTcTBOBaHHH B OCS~9M9 
cTaTeH I ß Y reHepaJIDHOrO cor~ameHMH rro TapRWaM H TOprOBJIe /rATT/. 

2 • .uoroBapHB~eCff CTOPOllli corJIaC1'l..Jll1Cb B TOM, qTO peJmM 
H8ßCSOJIDrnero o~arOrrpRHTCTBOBaHßH He pacrrpoCTpaHH8TCH Ha ~roTH R 

rrpeKMymeCTBa, ROTopHe O~Ha liI3 norOBapliIBaIDmliIXCH CTOPOH rrp9.nOCTaB
JIffeT liI~ rrpe~OCTaBliIT B CSy~eM: 

a) COce~HliIM rocy~apCTBaM c ~e~ID OOJIer~eHMH rrpHrpa.IDl~HO~ 

TOprOBJIliI; 
6) rocy.napCTBaM, ROTOpH9 BMeCTe C HeH BXO~T B TaMO!t9HHH~ 

CODS liIJm sOHy CBOOO~OH TOprOBJIJiI, ROTopHe ~e cymecTB~ liI~ oy~ 
COS.D:aHH B oy.nymeM; 
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2 

B) rocy.n;apCTBaM-'IJIeHaM CO.IWYJKeCTBa He3aBHCliIMbIX roCy.n;apCTB rum 

rocy.n;apCTBaM 6HBllierO COID3a COBeTCKHX COUMaHHCTHqeCKHX Pecrry6~R; 

r) pa3BHBaromRMCH CTpaHaM Ha OCHOBe Me~apo.n;HHX cor~arneHHH. 

CTaTbH 2 

~oroBapHBaromHecH CTOPOHH 6Y~T CTpeMRTbCH R TOMY,qT06H B 

PaMKax cYIItecTBynItMX B03MOJKHOCTeH He TO~KO rrpo.n;OJDKaTb Tp~HOHHbIe 

B3aHMHHe rrOCTaBRH TOBapoB, B TOM qH~e POCCHHCRMX 8HeprOHOCHTe~eM 

B ABCTPHID, HO 11 paCillHPffTb HOMe~aTypy B8aHMHOrO TOBapoo6opoTa. 

CTaTbH 3 

PaCqeTH H llHaTeKH Me~y ~oroBapHBaromHMHCH CTOPOHaMH OCrmeCTB

~IDTCH B COOTBeTCTBHH C 8aKOHo.n;aTe~CTBOM, .n;eHCTByromHM B K~OM M8 

rocy.n;apcTB, B cBo6o.n;HO KOHBepTHpyeMo~ BaHIDTe. 

CTaTbH 4 

~orOBapHBa.RIItHeCH CTOPOIiH B PaMKax 8aKOHo.n;aTe~CTBa, .n;e:t1:cTBYJO

maro B K~OMH8 rocy.n;apcTB, 6~ co.n;eHcTBoBaTb pa8BHTHID BHeillHe-

8KOHOMHqeCRHX cBH3eH Me~ npe.n;rrpHHTRffMH, OpraHH8auHHMH, 06meCTBa

MH H yqpe~eHHHMß 060HX rocy.n;apcTB, HMeH,YeMhlMH B .UaH:DHe~~eM 

"rrpe.n;rrpIDITIDI" • 

ITPHHHMaH BO BHHMaHHe .n;o~o~eTHHe BHeillHeSKOHOMHqeCRHe CBH311 H 

.n;ocTHrHyTHH ypoBeHD 8ROHOMHqaCKOrO, rrpoMhlillHeHHOrO, TeXHHqeCKOrO H 

TeXHO~OrHqeCKOrO cOTpy.n;HHqeCTBa, ~oroBapHB~eCH CTOPOHH cor~aCH~ 

~C:D B TOM, qTO HMeIDTCH 6~arorrpßRTHHe B03MOJKHOCTH COTpY.n;HHqeCTBa 

Ha .n;O~OCpoqHOH OCHOBe, B qaCTHOCTH,B ~e.n;ymmHX 06~aCTHX: 

ce~CKoe H ~eCHoe X03HHCTBO, ce~CROX03HHCTBeHHaH H ~aCHaH 

TeXHHKa; 

rrHm6BaH rrpOMHlli~eHHOCT:D, y~eHHe rrepepa60TRH, XpaHeHHH, 

yrraKOBKH H TpaHCrrOpTHpOBKH C6~CROX03HHCTBeHHOH rrpo.n;YKUHH; 
~erKaH rrpOMHlli~eHHOCTb, BKHDqaa rrpoH8BO.n;CTBO BHCOKOXaqeCTB6H

HHX H KOHRYP9HTocrroco6HHX TeRCT~HHX, illBeHHHX, 06YBHHX 11 Ko~eBeH

HHX TOBapOB; 
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SHspreTHKa, BKnID~aH COTpY~HHqeCTBO Ha phlHKax TpeTbHX CTPaH; 
3~PaBOOXpaHeHHe, Me~~HCKaR H ~apMaueBTHqeCKaH rrpoMUillHeH

HOCTb; 

XKMRqeCKaH H HeWTeXHMR~eCKaR rrpOMHill~eHHOCTb; 

~epeBo06pa6aTHB~aH, 6YMarO~e~aTe~Haff H lle~03H8H 
rrpOMhIIII~eHHOCTb; 

3~eKTporrpH60PH H 6HTOBaH TeXHHKa; 
s~eKTpOHHaH H 3~eKTpoTeXHßqeCKaH rrpoMHillHeHHOCTb; 

MeT~rRff, B~ID~aH llBeTHyID, H MeT~006padaTHB~8H 

rrpoMUIIweHHOCTb; 
rrpOMHlliHeHHHe YCT8HOBKß; 

OxpaHa OKPYJKaKII{e~ cpe,IUl, B TOM 'tilIMe npHPO~, ~aH,1J;IlI$a H 
rrO~H, BKHIDqaH rrpoHSBO~CTBO H rrpHMeHeHHe 6HO~OrHqeCKHX Cpe~CTB 

3amHTH pacTeHRf1r; 
paSBe~Ka, ~06Hqa, 060rameIDm, 06~arOpruK.HBaHHe H ~aJI1)Hefunaff 

rrepepa60TKa, a TaKRe MapKeTHHr MHHepaHDHOrO CHpbH H ropHOrrpOMHill

~eHHot! rrpo~; 

paCillHpeHH8 H peKOHCTpyKURff 3~eKTpOCTaHUHH, ceTH BhlCOKOBO~T

HHX JIlIlIm~ s~eKTporrepe~a-q, a TaIOlte ceTe~ TPydorrpoBOIJ;OB .n:M TPaHC

rrOPTHpOBKH rrpHpo~oro rasa H He~H; 
CTpoHTe~CTBO, rrpOHSBO~CTBO CTPOHT8~HHX MaTepHanOB H 060-

PY~OBaHIDi; 

Max: 

ce pTHqlHKauHH • 
TaK08 COTpY~HH~ecTBo Mor~o dH ocymecT~TbcH B c~e~x wop-

C03~aHHe COBMeCTHHX rrpe~rrpHHTHH; 

cos.n:aHHe rrpe.n:cTaBHTe~CTB H ~arroB WHPM; 
rrpmMoe HHBecTHpoBaHHe H yqacTHe B KaITMTane rrpe.n:rrpRHTHt!; 
rrepe~aqa TeXHo~orHß H HOY-Xay, pe3YRDTaTOB rrpHKn~HHX 

H CMe.n:o Bamdi; 
06M8H rraTeHTaMH H ~eHSRffMM, SamHTa 06paslloB H TOBapHHx 

3HaKOB; 

rapMoHH38UHH HOPM H cT~apTOB; 
y-qacTHe B peKOHCTPYKUHH, Mo~epHH3auHH, pacillHpeHHH H aBT OMa

TH3auHH cymecTBYIDmHX rrpOH3BO.n:CTB H oTpa~eH rrpOMHillHeHHOCTH, KOH
BepcHH rrpe.n:rrpKffTHH OdOPOHHOH rrpo~eHHocTH; 
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rrp8~OCTaBR8HH8 WMHaHCOBHX M OaaKOBCKHX yc~yr, yc~ rro MapK8-

TMHrJ, KOHCaRTHHry H ~pyrHX Y~; 

pa3paOOTKa TeXHMKO-8KOHOMM~eCKHX OOOCHOBaHHM; 

OpraaZ3au:rur H rrpOBe~eHHe COBMeCTHhIX ce WIHapo B, Cmm03HYMOB H 

KOHctepeHIJ;HH, oOMeH ~8~eranrurMH 11 8KCrr8pTaMH rro 8KOH0W1~8CKHM 

BOnpOCaM; 

00M8H IOp~H~eCItoH, 8KOHOMH'I8CKOi1:, CTaT:aCTH'I8CKOH, T8XHH'I8CKOH 

~OKYM8HTaIJ;HeH, l1HqJOPMaIJ;Hei1 H rryOJIHKaIUUIMH. 

CTaTllH 6 

noroBapHB~8CH CTOPOHhI OTM8'IaroT OCOdhlM HHTepec KCOTPY~HH

'I8CTBY B PaMKax ~8HcTByrom8ro B K~OM M3 rocy~apcTB 3aKOHO~aTe~

CTBa B TaKHX od~aCTHX, KaK pa3B8~Ka, ~Odhlqa, rrepepaOOTKa, TPaHC

nOpTl1pOBKa, MapK8THHr, PaIJ;110HanllHOe MCrrO~])30BaHH8 H8~H H rrpHPO~

Horo ra3a H ~pyrnx OCHOBHhIX CUP])8BUX MaT8pM~OB C yqeToM HX OCOOO

ro 3Ha'I9HER ~~ 8KOHOMH'IeCKOrO pa3Bl1TIDI OdOHX rocy~apCTB. 

CTaT:DH ? 

norOBapHB~eCH CTOPOHH OY~YT Y~8~T]) OC0008 BHa~aHH8 COT

py,nHH~8CTBY B pa3BHTHH 8KO~OrH'IeCKH de30rraCHhIX CHCTeM HHqJpaCTpYK

TypU: 

8H8preTHKH; 

aBTO~OPOXHOi1 C8TH; 

~e~83HO~OPO~OH C8TH; 

MopCKoro H pe'IHOrO TpaHCrrOpTa; 

B03~ymHoro TpaacrrOpTa; 

Te~8KOMMyHHKaqHH; 

coopa H YTH~H3au:HH rrpOMHlli~eHHhIX H OHTOBHX OTXO~OB; 

M8~HOPauHH H BO~Horo X03HHCTBa. 

CTaT:DH 8 

Bo Bcex 06~acTHx COTPY~HH~8cTBa rrpoeKTH 6YÄYT ocymeCTBRHT])CH 

C HcrrO~30BaHHeM HOB9HmHX ~OCTRmeHHH TeXHHKH. 
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CTaT:O.ff 9 

noroBapHB~eC.ff CTOPOHH rrpH3HaroT, ~TO TypH3M Mo~eT BHeCTH 

cyrr{ecTBeHIThIM BRJIB,U B yr.JIY0JIem19 .n;BYCTOPOHllliX BHeIIlHe8ROHOM}I~eCKHX 

CB.ff3e~. 

I. noroBap:~m~eC.ff CTOPOIThI Oy.n;yT co.n;eiiicTBoBaT:O pa3BHTHIO 

TypH3Ma B PaMRax 3aRORo.n;aTeJIDCTBa, .n;eTICTB~ero B Ra~OM H3 

rocy.n;apcTB, Xl Ha OCROBe Me~apo,n:HHX COrJIameHIlIi1:, ~aCTHHRmm 

ROTOPHX .ffBJImOTC.ff OOa rocy.n;apcTBa. 

2. COTpy.n;HH~8CTBO B peaJIM3auHH rrpo8RToB B OOJIaCTM Typß3Ma, a 

TaroKe B pa3B:HTHH COOTB8TcTByKl:Qell MH<l>pacTpYKTYPH .n;oaHO oc~ecTB

~T:OC.ff Ha OCROBe rrpRHUHITOB OXPaHH OKP~~8i1: Cpe.n;H C yqeToM Ra~ec

TBa yCJIyr B OOJIaCTH TypH3Ma. 

CT aT:&.ff 10 

norOBapHBaIDmHeC.ff CTOPOHH Oy.n;yT co.n;ellcTBoBaT:O oxpaHe rrpOMHill

JIeRHoi1: COOCTB8HHOCTH H ooecrre~BaT:O ee B PaMKax CBOMX B03MOXHOC

TeM Xl 3aKOHo.n;aTeJIDCTBa, .n;eficTByromero B R~OM H3 rocy.n;apcTB, B 

~aCTHOCTH, Ha OCROBe rrap~CKOll KOHBeHURH rro oxpaHe rrpoMHillJIeHHO~ 

COOCTBeRHOCTH, a TaKJite COrJIaCOBHBaT:O MepH TIO pa3BHTHIO H paCillHpeHHIO 

COTpy.n;HH~eCTBa B 8TOM OOJIaCTH. 

CT aT:O.ff 11 

K~aR H3 noroBapHB~HXC.ff CTOPOH B PaMKax CBOHX B03MoXHocTen 

H 38.KOHo.n;aTeJIDCTBa, JJ;e:VtcTB~ero B Ka.1I\UOM H3 rocy.n;apcTB, dy.n:eT 

co.n;ei1:cTBoBaT:O odyqeHHIO, TIo.n;rOTOBRe H TIOBHIIleHHIO KB8JIß~HKauHß crrellH

aJIßCTOB R MeHeJJ;~8POB .n;pyrOll noroBapHBaromellC.ff CTOPOHH, npe~e Bcero 

B OOJIaCTH BHernHeli TOprOBJIR, ynpaBJIeIDI.ff X03.ffllCTB0M, TypH3Ma, OXPaHH 

TIpüMHlliJI8HHOll coocTBeHHocTH, OaHROBCKOro, ~HHaHCOBOrO H cTpaxoBoro 

.n;eJIa. 

. CT aT:OJi I2 

I. 3ROHOMH~8CROe, rrpOMHillJIeHHOe, TeXHH~8CK08 R TeXHOJIOrM~eCRoe 

COTPYJJ;HH~8CTBO M81l\UY IJ:I:e.n;rrpIDITIDIMR ooeilx noroBap:~1Ba.I<lItHXC.ff CTOPOH B 
PaMKax HaCTO.ffm8rO COrJIameHKff OCymßCT~eTC.ff Ha KOMMep~eCKOll OCHO

Be, eCJIH He Oy.n;8T .n;OCTRrHYTa HHaR .n;orOBopeHHOCT:D Me~ 8T}llirn rrpe.n;

rrpIDlTIDIMH • 
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2. B PaMRax 3aROHO~aTe~CTBa, ~eHcTByromero B R~OM H3 rocy
~apcTB, rrpe~rrpHRTßH EoroBapHBaIDmHXcH CTOPOH C ue~ID YBe~qeHRff 
o6~eMa TOprOBnß H pacillHpeHHH HOMeHKRaTypH B3aKMOrrOCTaBnffeMHX TOBa

POB MOrYT BeCTH TOprOBnID B ~OM rrpHHHTO~ B MHPOBO~ rrpaKTHRe 
WoPMe, B TOM qHC~e B WoPMe BCTpeqHHX C~e~OR; rrpH aTOM paCqeTH 
MorYT ocymeCTBnHTDCH B HauHOHanDHO~ BanIDTe. 

3. Topro~ Me~ rrpe~rrpRffTHHMH 060HX rocy~apcTB ocymeCTBRff

eTCH rro TeRYmHM neHaM MHpoBoro pHHRa. 

CTaTDH 13 

I. EorOBapHBaIDmHeCH CTOPOHH rrpHCTynffT R ROHCY~TauHffM, Ror~a 
BO B3aHMHO~TOprOBne 6y~eT Ha6~aTDcH BB03 RaRoro-~60 TOBapa B 

TaKOM RO~qeCTBe, rum rro TaRHM neHaM, ~ Ha Ta.IQl.X YMOBRffX, 

ROTopwe HaHOCHT ~ yrpo~aroT HaHeCTH 3HaqßTe~HH~ ymep6 
OTe~eCTBeHHHM rrpOH3BO~HTe~ rro~o6HHX ~ Henocpe~CTBeHHO 

ROHRYPHPYDmKX TOBapOB. 

B aTOM c.n:yqae EorOBapHBaI<IItaffCH CTopoHa, 06P8lIl~8.ffCH C npocD-
6o~ rrpoBecTH ROHCY~TauHH, 6y~eT B PaMRax ~e~cTB~ero 3aKOHO~a

Te~CTBa rrpe~OCTaBnffTD ~pyrOR EoroBapHBaromeHCH CTopoHe BCID HHWOP
MauRID, Heo6xo~HMYID ~ no~po6Horo H3yqeHHH B03HRRille~ CHTYanHH. 

2. ECJm B xo~e ROHCY~T8IUI~ .1{oroBapHBaIOII{ßeCH CTOPOHH YCTaHO
BffT, qTO YRasaHHaff B nyHRTeI CHTYauHH RMeeT MeCTO, TO BB03 ~o~eH 

6HTD Orp8HH~eH RRH ~O~ 6HTD npßHHTH ~yrße MepH C ne~ID rrpe~oT
BpameHRff H~H YCTpaHeHßR ymep6a. 

3. ECJm EorOBapHBaIOIItHeCH CTOPOHH He nplil,1JyT R cor~aCHID, TO 
EorOBapHBalOlItaffCR: CT"OpOHa, rrO~aBlII8.ff 38.ffMeHHe 0 rrpOBe~eIDIH 

ROHCY~TauH~, 6y~eT HMeTD rrpaBO OrpaHHqßTD BB03 COOTBeTCTB~ 
TOBapOB B TO~ CTerreIDI H Ha TaROR CPOR, ROTopHe Heo6xo~HMH ~ 

rrpe~OTBpameIDI.ff MJll1 YCTPaH9HßH YTItep6a. .1{pyraff EorOBapHBaIOIItMCH 
CTopoHa B TaROM Myqae 6y:I(eT HMeTD rrpaBO OTCTYIDITD OT CBOHX 

06H3aT9~CTB nepe~ nepBO~ .1{oroBapHBalOlIteHCH CTOPOHO~ B pasMepax, 
npHMepHO, 3KBHBaneHTHOrO 06~eMa Topro~. 

4. B RpHTHqeCRKX CHTYao;RlIX, Ror,n;a S8,I(ePJKKa rrpHqßHllJIa 6H 
SHalßlITe~HHH ymep6, BpeM9HHHe Mepl:l MorYT 6HTD npRHR:Tl:l 6e3 

rrpe~BapHT9~HHX KOHCY~Taulf~. B aTOM cJIytIae .1{oroBapHBaIOOtaJICH 
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CTopoHa, ROTOPaFI npMMeHlilJIa aTlil rrpe;n;BaplilTeJThHhIe MeplI, HeOTJIO.lKIiO B 
rrHC.oMeHHO:&t q:opMe CTaBHT 06 aTOM B Itl3BeCTHOCT:b ;n;pyryIO .uorOBapI-lBaIO

myroCR CTOPOHy, nOCRe ~ero ROHCYJI:bTauHH ;n;o~ 61IT:b HaqaTlI HeMe;n;
ReHHO. 

5. ITPH B1I6ope Mep B COOTBeTCTBHH C HaCTORme:&t CTaT:beH noroBa
p~iBaKIItlileCR CTOPOHH 6YJ1YT OT;n;aB3'l']J rrpe,IJ;nOQT8Hl1.e Me PaM , ROTOplIe OKa-

31IBaIDT HaHMeH1Jmee HeraTlilBH08 BRRffHK8 Ha ;n;aJI:bHe~ee ~YHKUHOHlilpOBa
HMe HaCTORmerO COrRameHHR. 

CTaTMI 14 

IIpIDrnMaH BO BHHMaHMe 3HaQeIDle, ROTopoe HMelOT RaR @IHaHCHpOBa

HHe, TaR H npe;n;OCTaBHeHlile Kpe;n;HTOB ;n;AH pa3BlilTRH aKOHOMHqeCRHX 

CBH3e~ Me~ norOBapHB~Cff CTOPOHaMH, R~aR H3 norOBapHBaIO
mHXCH CTOPOH 6y;n;eT B PaMKaX ;n;eMCTByromero B R~OM H3 rooy,napcTB 
3aKOHO;n;aTeJThCTBa rrpe;n;rrpHHRMaT:b YCHREH ~ o6ecneQeHMR @IHaHCHPO
BaHHR H rrpe;n;OCTaBJIeHKff Rpe;n;HTOB Ha 6JIarorrpRHTHHX YCROBHRX. 

CTaTDH 15 

K~8H H3 .uoroBapHBaIDmHXCH CTOPOH 6y;n;eT B PaMRax ;n;eHcTB,Yromero 
B K~OM H3 rocy;n;apcTB SaROHO;n;aTeJThCTBa o6eCrreQHB8T:b B CMbICJIe H 

o6~eMe nORoxeHHH CTaT:bH Y reHepaHDHOrO COrJIailleHHH no TaplilWaM H 
TOprOBJIe /rATT/: 

TP8HSHT TOBapoB ;n;pyro~ norOBapHBaIDmeMCH CTOPOHH; 
TPaHSHT TOBapOB ;n;JIH ;n;pyro~ noroBaplilBaromeMCR CTOpOHbI. 

CTaT:&H 16 

I. noroBapHB~eCH CTOPOHbI rrpHSHaIDT rrOJI9SHOCT:b H Heo6xo;n;H
MOCT:& 60Ree aRTHBHOro ~aCTHR MaJIbIX H cpe;n;HMX rrpe;n;rrpRffTHH B ;n;BY

CTOPOHHHX 9KOHOMHQeCKHX CBH3ffX. 
2 • .uoroBapHBaICUUi9cH CTOPOlIhl COrJIaCWIHC:b, 1ITO Pecrry6JmKa 

ABcTPßH rrpen;OCTaBHT POCCH:&tCKO~ ~;n;epanHH Hoy-xay B'o6JIaCTH q:oPM 

~aHClIpOBaHKH MaJIbIX H cpe;n;mrx: rrpe;n;ITpHHTHjt. 
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CTaT:&lI I7 

}IHTepecu Pecny6mHOI ABCTPRff B POCCHHCKOi1: ille.n:epaI.J;IIJ:Yl B 
06~aCTH BHeruHeH TOprO~ H .n:pyr:ax BH,I(OB BHeillHe3KOHOMM~eCKOH 
.n:eRTe~HOCTH 6y.n:eT rrpe,I(CTaBnHTb TOprOBUy. OT,I(e~rrOCO~CTBa 
Pecrry6~KH ABCTPHR B ~\IOCKBe. 

rlHTepeCU POCCHHCKOH ~.n:epaußli B Pecrry6~HKe ABCTPRff B 
06~aCTH BHe ruHe i1: ToprOMVl H .upyrHX BU.n:OBBH8illH8 3IWHOMHlIeCKOH 

.n:eRTe~HOCTH 6y.n:eT rrp9.n:CTaBJIHTb ToprOB08 rrp<nCTaBHTe~CTBO 
POCCH~CKOM ~.uepauVlVl, lI~IDmeeClI COCTaBHOM qaCTbID rrOCO~CTBa 
POCCHHC~.OH 1le.n:epaIJlIH B BeHs H ,.n:eilCTBYIOmee OT MMeHH rrpaIDlTeJIbCTBa 
CBoero rocy.uapcTBa. 

B Ka-qeCTBe COCTaBHOM -qaCTH COOTBeTCTBYlOmero rrOCO~CTBa 

ToprOBUH OT.n:e~ H ToprOBoe rrpe.n:CTaBVlTe~CTBO, VlX r~aBbI, nepCOHaH VI 

nOMemeHHR rrO~3yroTClI rrpVIBH~erHlIMH H HMMYHVlTeTaMH B COOTBeTCTBHa C 
BeHCKOH KOHBeHUHei1: 0 .n:HMOMaTH-qeCKl1X cHorueHVllIx OT I8 anpeJUI 196I 
ro.n:a. 

CTaTDlI I8 

I. ,II:oroBaplilBaIOmHeCJI CTOPOHbI peKoMeH.IJYIOT rrpe.n:rrpIDITHJIM peruaTb 
crropu, B03HHKaromHe, B lIaCTHOCTH, H3 3aKKID~eHHbIX MeE~ HKMH KOMMep

~ecKHX c,.n:eJIOK, a TaroKe :rrpi C03.n:aHHH H ocyme CTMeH11H .n:eJITe~HOCTH 
COBMeCTHbIX rrpe.n:rrpIDITVIH, rrpe~8 Bcero ~p~ecKID~ IIyTSM. 

2. B PaMKax 3aKOHo.n;aTe~CTBa, .n:ei1cTBY iOmero B g,ai!UI;OM H3 
rocy.n:apcTB, llorOBapHBaIDmHeClI CTOPOHbI 6y.II:YT ~OOmpffTb rrpHMeHeHHe 
Ap6HTparuIOro perJIaMeHTa, pa3pa6oTaHHOrO KOMli1CCHeM OpraHVl3arnm 

06'D8,nHHeHHbIx Han;l1H rro rrpaBY Me~apo,.n:Hofi TOprOBJrn /IOHCMTPA.JI/, VI 
06pameHHe K ap6HTpaRHHM opraHaM o,.n:Horo H3 rocy,.n:apcTB-y-qacTHllKoB 
KOHB9HUHl1 0 npH3HaHHH 11. rrp11.Be.n:eH11.VI B HCnOJIH9HVle VlHOCTPaHHHX ap6HT
pamrnx perne Hl1.i1:, 3aKJIID~eHH011 IO HIDRfI 1958 ro,.n:a B HDro-llopKe. 

CTaTbJI I9 

I. ,II:oroBapHBa.KIIU19ClI CTOPOHH C03.n:a.KlT CM8ilIaHHYID ABCTPHt.i:CKO
POCCHHCKYID K01ffiCCHID rro TOprOBJIe VI 8KOHOMHQeCKoMY cOTpy,UHl1.QeCTBY, 
KOTOpalI C03UBaeTClI rro npe.n:~o~eHHID O.n:HOM H3 ÄorOBapHBaIDmHXClI CTOPOH 
noo~epe.n:HO B POCCHHCKOH ~.uepauHH H Pecrry6~K9 ABCTPHJI. 
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3Ta KOMMCCRff oy~eT rrpoBO~HTb CBOH 3aCe~aHRff rro B03MO~OCTH 

O~H pa3 B ro~~· 

2. K 3a.n;a'tIaM KOMMCCHH, B 'tIaCTHOCTH, OTHOCHTCH: 

15 

a) oOcT~eHHe COCTOHHRff H pa3BHTRH TOprOBnH H aKOHOMH'tIeCKOrO 

cOTpy.n;HH'tIeCTBa; 

0) paspaOoTKa rrpe.n;~o~eHHH rro cOBepmeHCTBOBaHHID H paCillRpeHHID 

TOBapoooopoTa H aKOHOMH'tIeCKOrO cOTpy.n;HH~ecTBa; 

B) rrpe~ocT~eHHe peKoMea.n;auHH rro .n;OCTH~eHHID ue~eH HaCTOHme
ro CorJIamemrn:. ' 

CTaTbH 20 

Pa3HOrJIaCRH Me~ ]oroBapHBaromHMHcH CTOPOHaMH OTHOCHTeJInHO 

rrpHMeHelfWI MH TOJIKOBamm HaCTOHmerO COr~aIIIeHHH oy~ paspemaTbCH 

nyTeM rreperoBopoB B PaMKax Ha3BaHHOH B CTaTbe 19 CMemaHHOH 

KOMHCCHH. 

CTaTbH 21 

norOBapHBaromHeCH CTOPOHH cor~aC~Cb, ~TO Ha OCHOBe HaCTOH

mero Cor~aweHHH OT.n;eJIbHHe OOJIaCTH BH6mHeSKOHOMHQ6CKEX CBff36H MoryT 

peryJIHpOBaTbCH ITyTeM OT~eJIbHHX COrJIaweHHH C ueJIbID pacmHpeHHH TOp

rOBJIH ß SKOHOMHQ6CKOrO COTpY~HHQeCTBa. 

CTaTbH 22 

T. Co ~HH ~6HcTBHTe~Horo y-qaCTRH O~HOH norOBapHBa.KII(6HCH 

CTOPOHH H.7Iß o6eRx norOBapHBa.KII(HXCH CTOPOH B EBporr6HcKoM SKOHOMH

~eCKOM rrpoCTPaHCTB6 /E811/H.7Iß BCTYITJI6HRH B EBporreHcKHe COOOm6cTBa 

IEC/ HJIH OpraHR3anHß, KOTOPH6 Oy,uyT RX rrpaBorrpeeMHHKaMH, ]oroBa

pHBaJOOUlIeCH CTOPOHH He OYJJ;YT CBff3aHH HaCTOH~M Cor~aweHHeM B TOft 

qaCTH, KOTOPaH Oy~eT RBJIHTbCH HeCOBMeCTHMOH C MX CTaTYCOM qJI6HOB B 

YKa3aHHHX B HacTORmeH CTaTbe OpraHH3auRHx. 

2. B aTOM CJIY'tIae norOBapHBaromReCH CTOPOHH rrpRCTyrrRT 3a6~aro

BpeMeHHO K KOHCYJInTauHRM C ueJInID B MaRCHMaADHO B03MOMHOM CTerreHß 

oOeCrreQHTb COXpaHeHHe ~OCTßrHYToro YPOBHH TOprOBJIH R aKOHOMH~8C-

Koro COTpY~HHQeCTBa H COBMeCTHO orrpe.n;e~T Te rrOJIo~eHRH HaCTORmero 

COrJIaweHRH, KOTOPH8 COXPaHHIDT CH~. 

39 der Beilagen XIX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 15 von 23

www.parlament.gv.at



16 39 der Beilagen 

IO 

CTaT:&H23 

C MOMeHTa BCTyrIJIeHIDi B CßJIY HaCTOHlI{erO·COrJIamemm B TOprOBO-
3KOHOMH~eCKKX OTHOmeHRffX Me~y PecnydJIKKO~ ABCTPRff H POCCHHCKOH 
~~epaQHeH nOJIo~eHHa HaCTo~ero COrJIarueHHH SaMeHHIDT TIOJIo~eHHR 

~orOBOpoB H COrJIarueHKH, nepe~HCJIeHHHX B HOTax 0 ~orOBopHHX OTHO
meHRffX Me~ PecnydJIKKoft ABCTPRff H POCCHHCROH ~~epanH9fi OT 
I5 HIDHff I993 ro~a, KOTOPH9 per.yJIHP~ T9 xe CaMH9 H aBaJIOrHQHHe 
BOrrpOCll. 3TH ~orOBopH H COrJIarueHIDI npHB9~9HH B npHJI01K9HKH R 
HaCTOHmeMY COrJIaru9HKD. 

CTaTM 24 

IToCJIe npeKpam9HHa ~e~cTBHH HaCTOH~ero COrJIam9HIDi erD nOJI01Ke
HHH 6Y~T npHMeHHT:&ca RO BceM ROHTPaRTaM H ~OrOBOpaM Me~ rrpe~
npRHTRHMH 060HX rocy~apcTB, 06HSaTeJI:&CTBa no ROTOPHM BOSHHRJIK B 
nepHO~ erD ~eftcTBRff H ~aCTR~HO HJIH rrOJIHOCTbID H9 6HJIK BHnOJIHeHH K 
MOMeHTY npeRpameHHH ~9~CTBRH COrJIarn9HHH. 

CTaT:DJI 25 

I. HacToHDlee CorJIamemrenOltJleUT paTHIPHKarnm H BCTynaeT B 
CRJIY nepBoro qßCJIa TpeT:&ero MeCHUa CJIe~9rO sa Mecau9M, B 
KOTOPOM 6Hn rrpoH3B9~eH 06MeH paTH~anHOHHHMH rpaMOTaMH. 

2. HacTo.mnge COrJIameHHe 6y:n;eT ~9HcTBoBaT:& B T9~eHHe TpeX JIeT 
H npO,lVIeBaT:&c.a: aBTOMaTH~eCKH Ha KBlUtIift rroCJIel1'lYRll(JiIi ro~, rrORa o~a 
HS norOBapHB~CH CTOPOH He YBe~OMßT ITHC:&MeHHO rro ~llHOMaTH~eCKHM 
RaHaJIaM ,nPYI'tylO norOBapHB8lOOij'1OCR CTOPOHY sa TpH Merum;a ~O HCTe~eHRH 
o~epe~Horo cpOKa ~e~CTBRHCOrJIameHKH 0 CBoeM HaMepeHHH npeKPaTHT:& 
erD ~eHCTBße. 

COBepmeHO B BeHe ~fHOH6pg 1993 ro~a, B ,nBYX nO~JIHHHHX 
aKse~pax, ~ft Ha HeMeqROM H PYCCKOM HSllKax, npH~eM o6a 
TeKCTa KMeDT O~HaROBym CRJIY. 

3a Pecny6JIKXY ABCTPl{f.[ 

Ä~~ 
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39 der Beilagen 17 

rrpH~o~eHHe K COr~ameHHID Me~ 
Pecrry6~KoH ABCTPKff H POCCHHCKOH 
~~ep8llHeM 0 Toprosne H 3KOHOMH~eCKOM 
COTpy;n:ffii~eCTBe 

I . .lloroBop 0 TOprOBJIe H CY~OXO,I(CTBe MeJKJlY ABCTPHtiCKOH Pec
rry6~KO~ H COIDSOM COBeTcKHX COUHanHCTHqeCKHX Pecrry6~K, BRH~aff 
rrp~oE8HHe "0 rrpaBOBOM rrO~O~eBEH ToproBoro rrpe~CTaBHTe~CTBa COIDsa 
COBeTCRHX COUßanßcT~ecKMX Pecrry6~K B ABCTPHHCKOH Pecrry6~Ke", 
OT 17 OKTH6Pff 1955 ro~a; 

2. Cor~ameHHe 00 3KOHOMMKO-HayqHo-TeXHH~ecKoM COTpY~HH~ecTBe 
Me~ ~~epaRDHHM npaBHTe~CTBoM ABCTPHHCKOR Pecrry6~KH H 
rrpaBHTe~CTBoM COIDsa COBeTcKHX COUHaHHCTH~eCKHX Pecrry6~K OT 
24 Maß 1968 rO.I(a; 

3. Cor~ameHHe 0 pa3BHTHH 3KOHOMH~eCKOro, HayqHo-TeXHH~ecKoro 
ß npoMHmHeHHOrO COTp'y.I(HH~eCTBa Me~ ABCTPHHCKOH Pecrry6~Ko~ H 
COID30M COBeTcKHX COUHaRHCTH~eCKHX PecrryO~K OT I ~BPaHH 1973ro.ua 
H 

rrpoTOKO~ 0 IIpo.n:~eID1H cpoKa .n:eMCTBIDI ~ruIHoro Cor~ameHHH .uo 
31 .n:eKaOPff I995 ro~a OT 4 OKTHOPff 1985 ro.n:a; 

4 • .llOJlI'OCpO'lHOe corJIamemm 0 TOBapooOopoT9 H IIJIaTeJKax Me.llU(y 
ABcTpRncKOH P9CrryO~KO~ H COIDSOM COBeTcKHx COUHaHMCTli'leCKHX 
Pecrry6~K OT 30 Maß 1975 ro~a H 

rrpoTOKO~ 0 IIpo.u~eHHH cpoKa .ueMcTBIDI ~aHHOrO COrJIameHKH .uo 
31 .n:eKa6Pff I995 ro.n:a OT 4 OKTHOpH I985 ro.ua; 

5 • .lloroBopeHHoCTD Me~ ~.n:epaJIbHHM MHHHCTPOM TOprOBRH, 
peM9CeJI H npOMHillHeHHOCTR ABCTPHHCKOH Pecrryo~RH H rocy~apCTBeHHHM 
KOMMT9TOM CCCP rro .n:eJIaM H800peTeHHn H OTKPHTH~ 0 COTpY.Ilffii'leCTBe 
B oO~acTH npOMHmn9HHOH COOCTB8HHOCTH OT 25 OKTHOPff 1980 ro.n:a; 

6 • .llOJlI'OCPO'lH8ff nporpaMMa pasBHTID! H yr~6~eIrn.H: 3KOHOMH'I9C
Koro, HayqHo-TeXHH'IeCKOrO H rrpOMHillJIeHHOrO cOTpy.n:HH'IeCTBa MeJK,1ly 
ABCTPHMCKOH Pecny6~KoH H COID30M COBeTCKHX COUHarrHCTli~eCKHx 
Pecrry6~K OT I9 HHBapH 1981 ro.n:a H 
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2 

ITPOTOKO~ 0 paCillHp9Hflß ß rrpO~~eHHß CpOKa ~eMCTBRff ~aHHOH 

llporpaMMH ~o 31 ~eKa6PH 1995 ro~a OT 4 OKTR6pa 1985 ro~a; 
7. Cor~ameIme M9JK.I(y ~~ep8JI1)HbIM IIpaBßTe.JI:bCTBOM ABCTPßHCROtt 

.Pecrry6~Kß ß ITpaBßTe.JI:bCTBOM COIDsa COBeTcKflx COllßaRHCTß~ecKHx 
Pecrry6~K 0 ITpaBOBOH oxpaHe rrpOMHillHeHHOH COOCTB9HHOCTß OT 

10 arrp9~ 1981 ro~a; 
8. COr~ameIm9 0 cOTpy~mrtleCTB9 B oO~acTß TypßsMa M9JK.IJY 

~~epaRDHbIMITpaBßTe.JI:bCTBOM ABCTPßMCKOH Pecrry6~Kß H ITPaBßT9.JI:bCTBOM 

COIDsa COBeTCKßX COUßaRMCTH~eCKHx Pecrry6~K OT 9 HIDHH 1987 ro~a. 
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VORBLATf 

Problem: 

Mit dem Zerfall der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken und dem Entstehen des neuen 
Staates (Völkerrechtssubjektes) "Russische Föderation" ergab sich die Notwendigkeit der vertragli
chen Neuregelung der Wirtschaftsbeziehungen zu diesem Staat. 

Da aus österreichischer Sicht die seinerzeit mit der UdSSR abgeschlossenen völkerrechtlichen 
Vereinbarungen nicht automatisch weiter anzuwenden sind bzw. angewendet werden sollen und außer
dem die Außenwirtschaftsbeziehungen in zahlreichen, nunmehr großteils unadministrierbar, obsolet 
und unüberschaubar gewordenen Abkommen geregelt waren, ist aus völkerrechtlichen Gründen 
sowie zur leichteren Überschaubarkeit und Vereinheitlichung des Rechts die vertragliche Regelung 
des gesamten Außenwirtschaftskomplexes erforderlich geworden. 

Die Russische Föderation ist noch nicht Vertragspartner des Allgemeinen Zoll- und Handelsab
kommens (GATT). 

Ziel: 

Mit dem Abkommen über den Handel und die wirtschaftliche Zusammenarbeit soll einerseits der 
bilaterale Warenverkehr und andererseits auch die wirtschaftliche, industrielle, technische und techno
logische Zusammenarbeit mit der Russischen Föderation geregelt und ausgeweitet werden. 

Außerdem soll durch die Vereinheitlichung des Rechts und einer modemen Rechtsterminologie 
der gesamte vertragliche Außenwirtschaftskomplex aus Gründen der Rechtssicherheit leicht über
schaubar gemacht werden. 

Durch das Abkommen räumen die Republik Österreich und die Russische Föderation einander 
die Meistbegünstigung hinsichtlich der Zölle und sonstigen Abgaben im Umfang von Art. I und V All
gemeines Zoll- und Handelsabkommen (GATT) ein. 

Alternative: 

Nichtabschluß des Abkommens und somit ein vertragsloser Zustand im wirtschaftlichen Bereich. 

Kosten: 

Das Abkommen kann im Rahmen der bestehenden Administration verwaltet werden. Durch die 
im Abkommen vorgesehene Errichtung einer "Gemischten Kommission" werden keine nennenswer
ten Mehrkosten entstehen. 

EWR bzw. EG-Kompatibilität: 

Im Abkommen ist vorgesehen, daß mit Rechtswirksamkeit der Teilnahme einer Vertragspartei am 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) bzw. bei deren Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften 
(EG) jene Bestimmungen des Abkommens ihre Bindungswirkung für die Vertragsparteien verlie
ren, die mit dem neuen Rechtsbestand unvereinbar sind.Es entfällt somit die Notwendigkeit einer for
mellen Kündigung des Abkommens. Jene Bestimmungen, die mit dem neuen Rechtsbestand vereinbar 
sind, werden in einer Bestandsaufnahme durch die Vertragsparteien als weitergeltend identifiziert. Die 
in den Art. 5, 6 und 7 des vorliegenden Abkommens vorgesehene Intensivierung der bilateralen 
Zusammenarbeit im wirtschaftlichen, industriellen, technischen und technologischen Bereich, so vor 
allem durch die Definition chancenreicher Kooperationsbereiche und Projekte, stellt eine notwendige 
Ergänzung der wirtschaftsvertraglichen Beziehungen zwischen den EG und der Russischen Föderation 
unter bewußter Inanspruchnahme des autonomen Regelungsbereiches dar. 
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20 39 der Beilagen 

Erläuterungen 

Aßgemeiner Teil 

Das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Russischen Föderation über den Han
del und die wirtschaftliche Zusammenarbeit enthält - wegen Einräumung der Meistbegünstigung an 
ein Nicht-GATT-Mitglied - gesetzändernde Bestimmungen und bedarf daher gemäß Art. 50 Abs.1 B
VG der Genehmigung durch den Nationalrat. Es hat keinen politischen Charakter und ist der unmittel
baren Anwendung im innerstaatlichen Bereich zugänglich, sodaß eine Erlassung von Gesetzen gemäß 
Art. 50 Abs. 2 B-VG nicht erforderlich ist. Einer Zustimmung des Bundesrates gemäß Art. 50 Abs. 1 
zweiter Satz bedarf es nicht, da keine Angelegenheiten geregelt werden, die in den selbständigen Wir
kungsbereich der Länder fallen. 

Als neu entstandenes Völkerrechtssubjekt ist die Russische Föderation - nach österreichischer 
Rechtsauffassung ~ nicht automatischer Rechtsnachfolger der Union der Sozialistischen Sowjetrepu
bliken und tritt als solche, auch nicht in die seinerzeit mit der Union der Sozialistischen Sowjetrepubli
ken geschlossenen Verträge ein. 

Dieses Abkommen soll nunmehr, die in seinem Anhang angeführten wirtschaftsvertraglichen Ver
einbarungen mit der ehemaligen UdSSR ersetzen und eine günstige Voraussetzung und geeignete 
Grundlage zur Weiterentwicklung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen (Präambel) schaffen. 

Obwohl die Russische Föderation noch nicht Mitglied des GATT ist, sieht dieses Abkommen die 
bilaterale Einräumung der "Meistbegünstigung" im Umfang von Art. I und V GATT vor. Auch seiner
zeit war im "Vertrag über Handel und Schiffahrt zwischen der Republik Österreich und der UdSSR, 
samt Beilage, betreffend die Rechtsstellung der Handelsvertretung der UdSSR in der Republik Öster
reich voml7. 10.1955" (BGBI. Nr. 193/1956), der UdSSR die "Meistbegüostigung" zugestanden wor
den. 

"Von marktwirtschaftlichenGrundsätzen ausgehend" (Präambel) wird dieses Abkommen nicht 
nur den Warenaustausch, sondern auch die wirtschaftliche, industrielle, technische und technologische 
Zusammenarbeit regeln und ausweiten. 

Besonderer Teil 

Zur Präambel: 

Neben allgemeinen Zielsetzungen, wie dem Wunsche nach Intensivierung der bestehenden bei
derseitigen Wirtschaftsbeziehungen sowie dem Bestreben den Warenaustausch und die wirtschaftli
che, industrielle, technische und technologische Zusammenarbeit zu fördern und dem Bekenntnis zu 
marktwirtschaftlichen Grundsätzen, ist auch ein Rechtsvorbehalt zugunsten der "im jeweiligen Staat 
geltenden Rechtsvorschriften" verankert. 

Die Bezugnahme auf die "langjährigen und traditionellen Außenwirtscbaftsbeziehungen" soll
ohne Namensnennung - auf die Wirtschaftsbeziehungen und Warenströme mit der seinerzeitigen 
UdSSR hinweisen. 

Zn Artikel 1 (gesetzändemd): 

Die Vertragsparteien gewähren einander im Abs. 1 die Meistbegünstigung im Umfang von Art. I 
und V des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT). 

Im Abs. 2 sind die Ausnahmen vom Grundsatz der Meistbegünstigung festgelegt. 
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Zu Artikel 2: 

Beiderseitiges Bekenntnis zur Fortsetzung und Aufrechterhaltung traditioneller Warenlieferun
gen sowie zur Erweiterung der Warenvielfalt. 

Zu Artikel 3: 

Der Zahlungsverkehr zwischen Österreich und der Russischen Föderation soll in frei konvertier
barer Währung erfolgen. 

Zu Artikel 4: 

In Fortführung des Bekenntnisses zu marktwirtschaftlichen Grundsätzen wird generell die Förde
rung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen zwischen den "Unternehmen" beider Staaten ,festgelegt. 

Zu Artikel 5: 

Beispielhafte Anführung chancenreicher Kooperationsbereiche sowie mögliche Formen zu deren 
Verwirklichung. 

Zu Artikel 6: 

Besondere Bedeutung der Kooperation und Versorgung im Energie- und Rohstoffbereich. 

Zu Artikel 7: 

Höchstes Interesse soll der Zusammenarbeit in den angeführten Infrastrukturbereichen unter Hin
blick auf die Verwirklichung wirtschaftlich vernünftiger und ökologisch vertretbarer Infrastruktursy
sterne gewidmet werden. 

Zu Artikel 8: 

Als Maßstab der Zusammenarbeit wird der neueste Stand der Technik festgelegt. 

Zu Artikel 9: 

Beiderseitiges Bekenntnis zur Förderung des Tourismus im Rahmen der im jeweiligen Staat gel
tenden Rechtsvorschriften sowie der gemeinsamen internationalen Verpflichtungen der Vertragspar
teien. Die Zusammenarbeit bei Tourismusprojekten sowie der Ausbau der entsprechenden Infrastruk
tur soll nach den Grundsätzen des Umweltschutzes erfolgen und auf die Qualität im Tourismus Bedacht 
nehmen. 

Zu Artikel 10: 

Beiderseitiges Bekenntnis zur Förderung des Schutzes des gewerblichen Eigentums sowie der 
Zusammenarbeit in diesem Bereich. 

Zu Artikel 11: 

In Hinblick auf die Bedeutung der Aus- und Weiterbildung von Fachleuten und Managern wird 
deren Förderung in beispielhaft angeführten Bereichen vereinbart. 

Zu Artikel 12: '. Der Handel zwischen den Unternehmen beider Staaten soll zu marktgerechten Preisen erfolgen 
und ist in jeder beliebigen Form entsprechend den internationalen Handelsbräuchen und Finanzprak
tiken möglich. 

Zu Artikel 13: 

Zur Vermeidung von Störungen am Inlandsmarkt sowie zum Schutz der inländischen Hersteller 
vor schwerwiegenden Schädigungen ist bei auftretenden Schwierigkeiten im bilateralen Handel 
zunächst durch die Aufnahme von Konsultationen eine gemeinsame Lösung anzustreben. Wird in 
den Konsultationen keine Einigung erzielt, so kann die betroffene Vertragspartei einseitige Maßnah
men setzen, soweit diese zur Verhütung oder Beseitigung der Schädigung erforderlich sind, wobei 
die andere Vertragspartei dann ihrerseits die Möglichkeit hat, von ihren Verpflichtungen für ein im 
wesentlichen gleichwertiges Handelsvolumen abzuweichen. 

Abs. 4 bietet die Möglichkeit der Ergreifung vorläufiger Maßnahmen ohne vorherige Konsultatio
nen in Fällen, in denen ein Aufschub einen schwerwiegenden Schaden verursachen würde. 

Für die Auswahl der Maßnahmen gilt das Prinzip des jeweils gelindesten Mittels. 
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Zu Artikel 14: 

Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften wollen sich die Vertragsparteien 
um günstige Finanzierungsmöglichkeiten bemühen. 

Zu Artikel 15: 

Die Gewährleistung des Warentransits erfolgt im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden 
Rechtsvorschriften sowie im Sinn und Umfang von Art. V GATT. 

Zu Artikel 16: 

Beiderseitiges Bekenntnis der Notwendigkeit der stärkeren Beteiligung kleiner und mittlerer 
Unternehmen an den bilateralen Wirtscliaftsbeziehungen. In Hinblick darauf verpflichtet sich die 
Republik Österreich zur VerfügungsteIlung von Know-how im Bereich der Finanzierungsformen von 
Klein- und Mittelbetrieben. 

Zu Artikel 17: 

Unter Bezugnahme auf das Wiener Übereinkommen über diplomatische Beziehungen vom 
18. April 1961 werden die mit der Wahrnehmung der Interessen des jeweiligen Staates im Bereich 
des Außenhandels betrauten Stellen - das sind· die Handelsabteilung der Botschaft der Republik 
Österreich in Moskau einerseits und die Handelsvertretung der Russischen Föderation als Bestandteil 
der Botschaft der Russischen Föderation in Wien andererseits - genannt. 

Zu Artikel 18: 

Die Beilegung von Streitfällen zwischen den Unternehmen beider Staaten soll primär durch 
freundschaftliche Lösungen im beiderseitigen Einvernehmen erfolgen. Die Vertragsparteien werden 
die Streitbeilegung durch Schiedsgerichte und die Anwendung der UNCITRAL-Schiedsregeln för
dern. 

Zu Artikel 19: 

Als höchstes bilaterales Wirtschaftsforum wird eine "Gemischte Kommission" errichtet, welche 
auf Vorschlag einer der beiden Vertragsparteien abwechselnd nach Österreich oder in die Russische 
Föderation einberufen wird. 

Zu Artikel 20: 

Die Beilegung von Meinungsverschiedenheiten über die Anwendung oder Auslegung des Abkom
men soll im Rahmen der "Gemischten Kommission" erfolgen. 

Zu Artikel 21: 

Dieser Artikel schafft die Grundlage, spezielle Bereiche der Außenwirtschaftsbeziehungen künftig 
in eigenen Abkommen zu regeln. 

Zu Artikel 22: 

Für den Fall der Teilnahme zumindest einer Vertragspartei am Eurtlpäischen Wirtschafts raum 
(EWR) bzw. bei deren Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften (EG) ist vorgesehen, daß die Ver
tragspaiteien durch das vorliegende Abkommen insofern nicht gebunden sind, als die bestehenden 
Verpflichtungen mit dem jeweils geltenden Rechtsbestand unvereinbar sind. Mit dieser Bestimmung 
entfällt die Notwendigkeit einer formellen Kündigung des Abkommens. Die Weitergeltung der Bestim
mungen des Abkommens, die nicht vom EWR- bzw. vom EG-Rechtsbestand erfaßt sind, erfolgt durch 
gemeinsame deklaratorische Feststellung der Vertragsparteien. 

Zu Artikel 23: 

Dieser Artikel stellt die Kompromißformel zwischen österreichischer und russischer Völkerrechts
auffassung zum Thema "Rechtsnachfolge der UdSSR" bzw. "Nichtanwendung der mit der UdSSR 
abgeschlossenen wirtschaftsvertraglichen Vereinbarungen" dar. 

Dieser Artikel bezieht sich auf den Notenwechsel des Bundesministeriums für auswärtige Ange
legenheiten über die vertraglichen Beziehungen zwischen Österreich und der Russischen Föderation 
vom 15. Juni 1993 und stellt ausdrücklich fest, daß die darin angeführten Verträge und Abkommen 
außenwirtschaftlichen Inhalts durch die Bestimmungen und mit Inkrafttreten des vorliegenden 
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Abkommens zur Gänze nicht weiter angewendet werden. Aus Gründen der Rechtssicherheit und 
Rechtsklarheit werden diese Vertragswerke zusätzlich im Anhang angeführt. 

Zu Artikel 24: 

Abkommensänderungen oder der Ablauf seiner Gültigkeit sollen auf die Abwicklung vorher 
abgeschlossener Untemehmensverträge keinen Einfluß haben. 

Zu Artikel 25: 

Die Geltungsdauer des Abkommens wird mit drei Jahren festgelegt, mit automatischer Verlänge-. 
rung um jeweils ein weiteres Jahr. Die Kündigungsfrist beträgt drei Monate jeweils vor Ablauf der Gül
tigkeit des Abkommens. 
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